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Titel:

Verjährung einer rechtskräftig festgestellten Erstattungsforderung

Normenketten:
SGB II § 40 Abs. 1 S. 1, § 41a Abs. 6 S. 3
SGB X § 50 Abs. 4, § 52

Leitsätze:
1. Die Verjährung von Erstattungsforderungen nach § 41a Abs. 6 S. 3 SGB II ist im Gesetz nicht 
ausdrücklich geregelt. Es ist in diesen Fällen § 40 Abs. 1 S. 1 SGB II iVm § 50 Abs. 4 SGB X analog 
anzuwenden. Verjährung tritt daher in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres ein, in dem der den 
Erstattungsanspruch auslösende abschließende Bescheid unanfechtbar geworden ist. (Rn. 23) 
(redaktioneller Leitsatz)
2. Verwaltungsakte, die zur Durchsetzung des festgestellten Erstattungsanspruchs ergehen, setzen eine 
Verjährungsfrist von 30 Jahren in Gang, gerechnet ab Rechtskraft des Durchsetzungsbescheids. (Rn. 23) 
(redaktioneller Leitsatz)
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Tenor

I. Die Klage wird abgewiesen.

II. Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand

1
Die Beteiligten streiten über die Rechtmäßigkeit einer Mahnung.

2
Die Trägerversammlung des Beigeladenen fasste gemäß Protokoll vom 01.12.2016 den Beschluss, 
bestimmte Serviceleistungen der Beklagten in Anspruch zu nehmen. Bezüglich der abgenommenen 
Serviceleistungen wurde auf eine Anlage des Protokolls verwiesen. Diese enthielt unter anderem den 
Posten „O.8 Forderungseinzug“.

3
Mit Bescheid zur Erstattung von Leistungen bei abschließender Festsetzung des Leistungsanspruchs vom 
06.03.2017 machte der Beigeladene gegenüber der Klägerin die Erstattung von 3.002,16 EUR geltend. 
Hiergegen erhob die Klägerin mit Schreiben vom 13.03.2017, bei dem Beigeladenen eingegangen am 
20.03.2017, Widerspruch. Den Widerspruch wies der Beigeladene mit Widerspruchsbescheid vom 
30.03.2017 zurück.

4
Hiergegen erhob die Klägerin Klage zum Sozialgericht Landshut, die unter dem Aktenzeichen S 11 AS 
210/17 geführt wurde. Im Termin zur Erörterung des Sachverhalts vom 12.07.2017 erklärte die Klägerin die 
Klage für erledigt.

5



Mit Schreiben vom 13.11.2018 hörte der Beigeladene die Klägerin zu einer beabsichtigten Aufrechnung mit 
der Erstattungsforderung gegen die laufenden Ansprüche der Klägerin auf Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch an. Die Klägerin teilte hierzu mit Datum vom 
20.11.2018 mit, dass ihres Wissens nach vereinbart gewesen sei, dass der Beigeladene vom monatlichen 
Regelsatz jeweils 10% einbehalte zur Rückzahlung. Daraufhin rechnete der Beigeladene gemäß Bescheid 
über die vorläufige Bewilligung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts vom 28.12.2018 ab 
dem 01.01.2019 monatlich 42,40 EUR gegen den Anspruch der Klägerin auf Leistungen nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch auf.

6
Hiergegen erhob die Klägerin Widerspruch, den der Beigeladene mit Widerspruchsbescheid vom 
11.02.2019 zurückwies.

7
Mit Datum vom 14.08.2019 forderte der Beigeladene die Klägerin auf, bis zum 30.09.2019 einen aus der 
Forderung noch verbliebenen Betrag in Höhe von 2.874,96 EUR zu überweisen.

8
Mit Schreiben vom 09.10.2019 übersandte die Beklagte der Klägerin eine Mahnung über den offenen 
Betrag zuzüglich einer Mahngebühr in Höhe von 15 EUR. Der Beigeladene habe die Beklagte mit der 
Wahrnehmung des Forderungseinzugs beauftragt.

9
Gegen die Mahnung vom 09.10.2019 hat die Klägerin mit Schreiben vom 19.10.2019, bei Gericht 
eingegangen am 21.10.2019, Klage zum Sozialgericht Landshut erhoben. Die vereinbarten Raten seien 
vom Beigeladenen eigenmächtig nicht einbehalten worden. Zudem liege der Sachverhalt schon mehr als 
ein Jahr zurück, sodass nach Auffassung der Klägerin Verjährung eingetreten sei.

10
Die Klägerin beantragt sinngemäß,

die Festsetzung der Mahngebühr mit der Mahnung der Beklagten vom 09.10.2019 aufzuheben und 
festzustellen, dass die mit der Mahnung der Beklagten vom 09.10.2019 geltend gemachte Forderung 
verjährt ist.

11
Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

12
Die Beklagte hat die Klageschrift vom 19.10.2019 auch als Widerspruch gewertet und diesen mit 
Widerspruchsbescheid vom 28.11.2019 zurückgewiesen.

13
Mit Schriftsatz vom 09.09.2020 hat die Beklagte erklärt, auf die Mahngebühr werde verzichtet.

14
Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakte sowie die 
beigezogenen Akten Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

15
Das Gericht kann ohne mündliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid entscheiden, da die Sache keine 
besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt geklärt ist, § 
105 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Die Beteiligten sind vorher gehört worden.

16
Die Klage ist teilweise unzulässig und im Übrigen nicht begründet.

17



Gegenstand des Verfahrens ist zum einen die Festsetzung der Mahngebühr durch Bescheid der Beklagten 
vom 09.10.2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 28.11.2019. Die Klägerin wendet zudem 
ein, die der Mahnung zugrundeliegende Forderung sei verjährt. Da der Bescheid der Beklagten vom 
09.10.2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 28.11.2019 hierüber keine Regelung trifft, ist 
die Klage dahingehend auszulegen, dass die Klägerin die Feststellung begehrt, dass die Forderung verjährt 
ist.

18
Soweit die Klägerin die Aufhebung der Festsetzung einer Mahngebühr mit der Mahnung der Beklagten vom 
09.10.2019 begehrt, ist die insoweit erhobene Anfechtungsklage nicht zulässig. Mit dem mit Schriftsatz vom 
09.09.2020 erklärten Verzicht auf die Mahngebühr hat die Beklagte den Klageanspruch insoweit anerkannt. 
Damit ist das Rechtsschutzbedürfnis der Klägerin für eine Fortsetzung des Rechtsstreits entfallen (MKLS/B. 
Schmidt, 13. Aufl. 2020, SGG § 101 Rn. 19).

19
Die Klage ist zulässig, soweit die Klägerin die Feststellung begehrt, dass die mit der Mahnung der 
Beklagten vom 09.10.2019 geltend gemachte Forderung verjährt ist.

20
Die Feststellungsklage ist insbesondere statthaft. Gemäß § 55 Abs. 1 Nr. 1 SGG kann die Feststellung des 
Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses begehrt werden, wenn der Kläger ein 
berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung hat. Feststellbar sind einzelne Beziehungen oder 
Berechtigungen, auch wenn sie aus einem umfassenderen Rechtsverhältnis herrühren (BSG, Urteil vom 14. 
Mai 2020 - B 14 AS 28/19 R -, BSGE (vorgesehen), SozR 4-4200 § 44b Nr. 6, Rn. 20). Macht eine Behörde 
geltend, sie sei berechtigt, Forderungen einzuziehen, sowie - ausgesprochen oder unausgesprochen - über 
die Rechtsmacht zu verfügen, deswegen die Zwangsvollstreckung einleiten zu können, begründet dies ein 
feststellungsfähiges Rechtsverhältnis unmittelbar zwischen dem Adressaten der Zahlungsaufforderung und 
ihr selbst zu der Frage, ob die Voraussetzungen für die Einleitung einer Vollstreckung vorliegen (BSG 
a.a.O., Rn. 23). Vorliegend macht die Beklagte geltend, zum Forderungseinzug berechtigt zu sein, so dass 
insoweit das Bestehen oder Nichtbestehen eines Rechtsverhältnisses festgestellt werden kann.

21
Die Klägerin hat auch ein Feststellungsinteresse im Sinne eines berechtigten Interesses an der baldigen 
Feststellung des Inhalts eines mit der Beklagten bestehenden Rechtsverhältnisses. Die Beklagte hat zwar 
erklärt, auf die Mahngebühren zu verzichten. Sie hat jedoch ausgeführt, dass der Erstattungsbetrag 
weiterhin an sie zu zahlen sei. Damit besteht die Ungewissheit über die Durchsetzbarkeit der 
Erstattungsforderung mit Blick auf die von der Klägerin eingewandte Verjährung fort.

22
Die Klage ist jedoch unbegründet.

23
Die mit der Mahnung der Beklagten vom 09.10.2019 geltend gemachte Forderung ist nicht verjährt. 
Zutreffend geht die Beklagte davon aus, dass die Verjährungsfrist 30 Jahre beträgt und noch nicht 
abgelaufen ist. Zwar ist die Verjährung von Erstattungsforderungen nach § 41a Abs. 6 Satz 3 im Gesetz 
nicht ausdrücklich geregelt. Allerdings ist § 40 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) i.V. 
m. § 50 Abs. 4 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) analog anzuwenden (vgl. Landessozialgericht für 
das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 30. Januar 2019 - L 19 AS 1810/18 B -, Rn. 38, juris). 
Verjährung tritt daher in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres ein, in dem der den 
Erstattungsanspruch auslösende abschließende Bescheid unanfechtbar geworden ist (Hengelhaupt in: 
Hauck/Noftz, SGB, 08/20, § 41a SGB II, Rn. 514; Eicher/Luik/Kem-per, 4. Aufl. 2017, SGB II § 41a Rn. 74). 
Gemäß § 50 Abs. 4 Satz 3 SGB X bleibt § 52 SGB X hiervon unberührt. Demnach setzen Verwaltungsakte, 
die zur Durchsetzung des festgestellten Erstattungsanspruchs ergehen eine Verjährungsfrist von 30 Jahren 
in Gang, gerechnet ab Rechtskraft des Durchsetzungsbescheids (Schütze/Schütze, 9. Aufl. 2020, SGB X § 
50 Rn. 34). Die streitgegenständliche Forderung ist durch Bescheid vom 06.03.2017 in der Gestalt des 
Widerspruchsbescheides vom 30.03.2017 geltend gemacht worden. Der Erstattungsbescheid vom 
06.03.2017 in der Gestalt des Widerspruchbescheides vom 30.03.2017 ist mit der Erledigterklärung der 
Klägerin vom 12.07.2017 in dem Rechtsstreit mit dem Aktenzeichen S 11 AS 210/17 bestandskräftig 



geworden. Damit wurde die Verjährungsfrist von dreißig Jahren in Gang gesetzt, die noch nicht abgelaufen 
ist.

24
Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. Eine anteilige Kostentragung durch die Beklagte war 
angesichts der Tatsache, dass die Mahngebühr in Bezug auf welche Erledigung eingetreten ist, im 
Verhältnis zu dem Wert der begehrten Feststellung zu vernachlässigen ist, und angesichts der Weigerung 
der Klägerin, den Rechtsstreit nach dem Wegfall des Rechtsschutzbedürfnisses für die Anfechtungsklage 
für erledigt zu erklären, nicht auszusprechen.


